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Die Arbeiten von Joachim Hirsch zum Zusammenhang von Regulation und 
Staat, seine Analysen der Krise der fordistischen Gesellschaftsformation und 
von Handlungsoptionen in veränderten Regulationszusammenhängen haben 
auch in die Stadtforschung ausgestrahlt. Besonders der zusammen mit Josef 
Esser verfaßte Aufsatz „Stadtsoziologie und Gesellschaftstheorie. Von der 
Fordismus-Krise zur ‘postfordistischen’ Regional- und Stadtstruktur“ (Esser/ 
Hirsch 1987) wurde für die kritische Stadtforschung einflußreich, indem er 
die auf regionaler und lokaler Ebene sich abzeichnenden Wandlungsprozesse 
im Kontext einer historisch-materialistischen Gesellschaftstheorie interpre­
tierte und daraus Konsequenzen sowohl für das Verständnis der Regional- 
und Stadtstruktur als auch für regionale und städtische Konflikte ableitete. 
Esser und Hirsch formulierten hier einen Ansatz,1 der in den folgenden Jah­
ren von kritischen Stadtsoziologen, Wirtschaftsgeographen und lokalen 
Politikforschem aufgegriffen, konkretisiert und weiterentwickelt wurde. Ob­
wohl sich die massiven sozialräumlichen Umstrukturierungsprozesse und neue 
politisch-ideologische Regulationsmuster in den 80er Jahren der BRD erst 
abzuzeichnen begannen, erwies sich die Diagnose von Esser und Hirsch als 
weitsichtig und korrekt — insbesondere was die Bedeutung neuer sozial­
räumlicher Ungleichheiten und neuer Ausgrenzungsprozesse angeht —, wenn 
auch einige Aspekte zu Auseinandersetzungen reizten und später differenziert 
wurden. So forderte beispielsweise die These, daß die Städte sich „weitge­
hend passiv“ den vom Weltmarkt aufgeherrschten Bedingungen anpassen 
(ebd. 52), zum Widerspruch heraus. Regional und international vergleichende 
Studien haben mittlerweile eine Bandbreite von lokaler (Wirtschafts-)Politik 
zutage gefordert, die — bei insgesamt zunehmendem wirtschaftspolitischem 
Engagement — sehr unterschiedliche und dabei durchaus auch proaktive Um­
gangsweisen mit den Zwängen der Globalisierung erkennen lassen.
Wenn die Schlußfolgerungen, die Hirsch und Esser aus den räumlichen und 
gesellschaftlichen Umstrukturierungsprozessen für die Handlungsoptionen der 
Stadtpolitik ziehen, in diesem Aufsatz auch recht pessimistisch sind (vgl. ebd. 
54f), bleibt doch der Verweis auf die Bedeutung politisch-sozialer Auseinan­
dersetzungen in den Städten zentral. Genauso wie in den Schlußkapiteln von 
Kapitalismus ohne Alternative? (1990) und Der nationale Wettbewerbsstaat 
(1995)betonten sie die letztlich ausschlaggebende Rolle politisch-sozialer

427



Kräfteverhältnisse, Konflikte und Kompromisse, und stießen damit eine in­
tensivere Auseinandersetzung mit den komplexer werdenden Formen städti­
scher Politik im Übergang zum Postfordismus an—eine Auseinandersetzung, 
die längst nicht abgeschlossen ist.2
Der folgende Beitrag präsentiert einige vorläufige Ergebnisse aus dieser Aus­
einandersetzung und versucht -  inspiriert durch die Vorgehensweise und den 
theoretischen Ansatz von Joachim Hirsch —, sie auf einige Implikationen für 
die kritische Stadtforschung zuzuspitzen. Nachdem zunächst die gewachsene 
Bedeutung lokaler Entscheidungs- und Handlungsebenen und die wichtigsten 
Veränderungen in der städtischen Politik Umrissen werden, steht die Frage 
der möglichen Modelle postfordistischer Stadtentwicklung im Zentrum. Der 
reguiationstheoretische Ansatz erlaubt es, die Bandbreite „realistischer Uto­
pien“ abzustecken, die innerhalb bestimmter Kompatibilitätsgrenzen möglich 
sind. Eine Auswertung empirischer Untersuchungen zu städtischen Konflik­
ten und Bewegungen, wie sie in den Städten der 90er Jahre (in der sog. Ersten 
Welt) vorherrschend sind, erlaubt es, Ansatzpunkte für die Durchsetzung rea­
listischer Utopien zu identifizieren. Die neuen Ambivalenzen, aber auch Mög­
lichkeiten, die im Verhältnis von Veränderungen in der Stadtpolitik und sich 
mit diesen Veränderungen auseinandersetzenden sozialen Bewegungen her­
ausbilden, legen der kritischen Stadtforschung deutliche Aufgaben und eine 
wichtige Rolle bei der Analyse und Intervention in dieses gesellschaftliche 
Konfliktfeld nahe, die im letzten Abschnitt diskutiert werden.

1. Neue Relevanz lokaler Entscheidungs- und 
Handlungsebenen

Im Zuge von „Glokalisierung“ und nationalstaatlichen Erosionsprozessen 
(„hollowing out“) werden mehr und mehr Entscheidungsoptionen auf sub­
nationale Ebenen verlagert, womit eine Reihe einschneidender Folgeprozesse 
verbunden sind. Die Ausdifferenzierung und Unterschiede zwischen städti­
schen Regionen haben zugenommen, Städtesysteme haben neue Hierarchien 
ausgebildet; Veränderungen in den politischen Regimen (bzw. govemance- 
Strukturen) werden konstatiert; und eine neue Zusammenballung sozialer Pro­
bleme und neue Polarisierungen sowie neuer Umweltprobleme werden in den 
Städten ausgemacht. Waren im fordistischen Kapitalismus die zentralen, re­
gionalen und lokalen staatlichen Institutionen in eine nationale Form gesell­
schaftlicher Steuerung integriert, die an zentralstaatlichen Initiativen ausge­
richtet war, so unterminierte die Krise des Fordismus diese territoriale Forma­
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tion. Länder und Kommunen haben zunehmende Bedeutung bei der Förde­
rung und Steuerung der Kapitalakkumulation gewonnen. Dieser Prozeß staat­
lich-territorialer Restrukturierung bedeutete nicht nur eine partielle Erosion 
nationalstaatlicher Kontroll- bzw. Filter-Institutionen, sondern auch die Ent­
stehung neuer Dimensionen staatlicher Raumordnung, durch die städtisch­
regionale Restrukturierungen gesteuert werden können.3 
Politik auf lokaler und regionaler Ebene funktioniert also nicht mehr nach 
dem Prinzip des verlängerten Arms des Zentralstaats. Anstatt zentralstaatlich 
gesetzte Politik lediglich zu verwalten und zu vollziehen, haben subnationale 
politische Ebenen die Rolle von Katalysatoren für den Akkumulationsprozeß 
übernommen, die jeweils maßgefertigte Bedingungen zu organisieren haben, 
um die spezifische territoriale Einbettung und Verankerung ökonomischer 
Aktivitäten zu organisieren (vgl. Mayer 1990, 196-202; 1991, 65). Die kon­
kreten, für strukturelle Konkurrenzfähigkeit notwendigen Bedingungen kön­
nen weder von multinationalen Konzernen noch von ferner Zentralpolitik 
organisiert werden, sondern nur vor Ort identifiziert und umgesetzt werden. 
Die lokale Politikforschung begreift deshalb Städte und Regionen zunehmend 
als „regulierende Räume“, die in einem inhomogen gewordenen nationalen 
Territorium veränderte Formen von Unternehmen und Untemehmensnetz- 
werken zu verankern haben und dabei des „Schutzmantels“ nationalstaatli­
cher Regulierungssysteme verlustig gegangen sind (vgl. Läpple 1998).

2. Die Veränderungen in der Stadtpolitik

Die Veränderungen in der Stadtpolitik lassen sich in drei Schwerpunkten
bündeln:
-  zum einen orientieren sich die Formen der Stadtentwicklung zunehmend 

am interregionalen und internationalen Standortwettbewerb, was gravie­
rende Folgen für den Aus- und Umbau der Städte hat;

-  zum andern erodieren traditionelle wohlfahrtstaatliche Rechte und Dienst­
leistungen, statt dessen treten sozialräumliche Kontrollstrategien und neue 
Sicherheitsdiskurse in den Vordergrund;

-  gleichzeitig setzen sich diese wirtschafte- und sozialpolitischen Neuorien­
tierungen vermittelt über institutionelle Restrukturierungen durch: das 
lokalpolitische System franst aus bzw. weitet sich aus, indem es durch die 
zunehmende Inklusion nicht-staatlicher Akteure in Entscheidungs- und 
Implementationsprozesse vom ‘govemment’ zu ‘govemance’ mutiert.
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1) Die gegenwärtigen Formen städtischer Entwicklung bestehen primär aus 
Bemühungen, den jeweiligen „Standort“ in der internationalen Konkurrenz 
um Investoren, höherwertige Dienstleistungen und Megaprojekte attraktiv zu 
machen. Bei allen lokalen Unterschieden ist es so, daß die lokalen politischen 
Akteure heute bei jedem Vorhaben vor allem ökonomische Effekte betonen 
und sich selbst um unternehmerische Kultur und Arbeitsmarktflexibilität be­
mühen, um den Effekten der Krise des Fordismus zu begegnen. Zwar verfolg­
te städtische Politik auch früher schon unternehmerische Strategien, aber nun 
ist sie explizit darauf ausgerichtet, lokale Innovation zu fördern und die kom­
plexen Bedingungen — sowohl ökonomischer als auch nicht-ökonomischer 
Natur — für Unternehmen bereit zu stellen. Sämtliche gesellschaftlichen Be­
reiche werden ökonomischen Prioritäten untergeordnet. Für die größeren Städ­
te bedeutet dies, daß von der Produktion der gebauten Umwelt bis hin zu den 
Prioritäten der Kommunalhaushalte alles auf die Funktion der Stadt als „Kom­
mandozentrale“ und entsprechende Dienstleistungsindustrien ausgerichtet 
wird (Sassen 1995,7).
Das impliziert beispielsweise den Aus- und Umbau der Innenstädte zu 
produktionsorientierten Dienstleistungszentren. Eine solche intensive tertiäre 
Entwicklung in den zentralen Vierteln mit neuen Infrastrukturprojekten ha­
ben jedoch für die ansässige Bevölkerung oft unerwünschte Konsequenzen, 
denn ihre Folgen sind Gentrifizierung und Verdrängung, wachsende Ver­
kehrsbelastung und Umweltverschmutzung sowie häufig der Verlust traditio­
neller öffentlicher kultureller und infrastruktureller Angebote. Parallel zum 
Umbau der Innenstadt findet auch eine urbane Expansion in periphere Zonen 
statt, die — im Gegensatz zu früheren Suburbanisierungsschüben — von der 
vorstädtischen oder ländlichen Bevölkerung heute nicht mehr unbedingt als 
Aufwertungsgeschenk begrüßt wird. Zunehmend nötigen solche Projekte heu­
te zu aufwendigen Bemühungen um Konsensherstellung (Keil/Ronneberger 
1994).
Im Rahmen dieser neuen Standortkonkurrenz kommen auch neue stadtpoliti­
sche Instrumente zur Anwendung, wie spektakuläre Großprojekte in der In­
nenstadt (z.B. Londons Docklands oder Berlins Potsdamer Platz), die Nut­
zung von Festivals wie Olympiaden, Weltausstellungen, internationalen Gar­
tenschauen und Stadtjubiläen oder von Mega-Ereignissen, Sport- und Frei­
zeit-Paradiesen, thematisch aufgepeppten urbanen Vergnügungszentren, die 
allesamt stark auf die Imagewirkung der jeweiligen Stadt ausgerichtet sind, 
faktisch aber meist nur Oaseneffekte produzieren.
2) Ein weiteres wesentliches Merkmal der neuen Stadtpolitik ist der Umbau 
des lokalen Wohlfahrtsstaats, der zu einer Erosion sozialer Rechte beiträgt.
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Konsequenz ist, daß die durch den globalen „race to the bottom“ ausgelösten 
sozialen Polarisierungsprozesse national und regional zwar unterschiedlich, 
aber in der Tendenz immer weniger sozial kompensiert werden. Dieser Trend 
erodierender lokaler Sozialstaatlichkeit resultiert aus zwei unterschiedlichen 
Entwicklungen: zum einen haben die Konsequenzen der Dualisierung der 
Arbeitsmärkte, der Ausweitung prekärer und informeller Arbeitsverhältnisse, 
und des Wandels in der Sozialpolitik (vom Wohlfahrts- zum ‘workfare’-Staat) 
neue und breitere Formen von Marginalität und Armut produziert. Zum an­
dern sind, da das Bild von Städten eine solch wichtige Rolle bei der Attrakti­
on von Investitionen und in der Standortkonkurrenz spielt, seit den frühen 
1990er Jahren an vielen Orten strenge Anti-Obdachlosen- und Anti-Besetzer- 
Verordnungen erlassen worden. Gewerbeverbände und lokale Industrie- und 
Handelskammern fordern verschärfte Sicherheitsmaßnahmen in den zentra­
len Geschäftsvierteln. Um Bettler, Obdachlose, oder Autoscheiben-Putzer aus 
den Stadtzentren zu vertreiben (wo sie sich aus einer Reihe von guten Grün­
den konzentrieren), werden solche Gruppen als „gefährliche Klassen“ (Rud- 
dick) oder „Staatsfeinde“ (wie in London, siehe taz 13.Januar 1997, S.9) 
eingestuft. Maßnahmen wie die ‘Aussetzung’ von Obdachlosen am Stadtrand 
oder die ‘Zerschlagung’ offener Drogenszenen deuten sowohl daraufhin, daß 
diese innerstädtische Räume den verschiedenen Submilieus streitig gemacht 
werden (spacelab 1997, 140), als auch darauf, daß sozialfürsorgerische Maß­
nahmen zunehmend zugunsten repressiver und strafender Behandlungswei­
sen aufgegeben werden. Von der Mehrheitsgesellschaft, aber auch von wach­
senden Teilen der Stadtforschung, werden Obdachlose, Drogenkonsumenten, 
oder junge Migranten als „unerwünschte“ oder „gefährliche“ Gruppen wahr­
genommen. Die neuen populistisch inszenierten städtischen Sicherheits­
diskurse, die soziale in ordnungspolitische und strafrechtliche Probleme ver­
wandeln, finden in breiten Kreisen Resonanz. Selbst in liberalen und progres­
siven Milieus wird davon gesprochen, daß „die Ängste der Bevölkerung“ 
ernst genommen werden müssen. Die Spaltung der Gesellschaft erscheint 
dabei nicht mehr als Problem sozialer Gerechtigkeit, sondern ausschließlich 
als Problem der öffentlichen Sicherheit und der Standortimagepflege (spacelab 
1997, 144).
3) Schließlich stellt die Öffnung lokalpolitischer Systeme für nicht-staatliche 
Akteure, die Ausbreitung von sog. public-private Partnerships und von 
routinisierter Kooperation in einer wachsenden Zahl von Politikbereichen für 
die lokale Politik- und kritische Stadtforschung die interessanteste Neuerung 
dar, weil sie auch Ansatzpunkte und Interventionsmöglichkeiten für bislang 
nicht etablierte Akteure eröffnet.
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Lokale Politik, die bestrebt ist, lokale Wirtschaftszusammenhänge in der glo­
balen Ökonomie kompetitiv zu machen, organisiert sich zunehmend in Form 
von Partnerschaften mit einer Reihe nicht-staatlicher Akteure: nicht nur mit 
Investoren und Industrie- und Handelskammern, sondern auch mit Aus­
bildungsinstitutionen, Forschungszentren, lokalen Gewerkschaften, und Dritt- 
Sektor-Gruppen, inklusive ehemaliger sozialer Bewegungsgruppen (Mayer 
1994, 328). Diese in der Politikwissenschaft als Trend zu „governance“-Ar­
rangements beschriebene Entwicklung bedeutet, da (die Rolle des Staates 
neben der anderer Akteure, die ebenfalls über relevante Ressourcen verfugen 
(private Finanzen, lokales Wissen, orts- oder gruppenspezifische Expertise) 
weniger hierarchisch und eher moderierend als dirigierend wird (Jessop 1995). 
Diese Öffnung des städtischen politischen Systems für nichtstaatliche Akteu­
re und die Strategie vieler Kommunen, auch vormalige Bewegungsorgani­
sationen oder andere Dritt-Sektor-Organisationen bei der Entwicklung und 
Implementierung von (nicht nur „alternativen“) Dienstleistungen, in der 
Wohnungsversorgung oder Wirtschafts- und Beschäftigungsentwicklung ein­
zusetzen, schafft neue Möglichkeiten und Gelegenheitsstrukturen für pro­
gressive Bewegungen. Allerdings entstehen damit auch neue Spaltungen zwi­
schen „Insidern“ und „Outsidern“, denn die Einbindung bestimmter Akteurs­
gruppen bedeutet immer auch den Ausschluß von anderen.
Für die kritische Stadtforschung ergibt sich aus diesem Bündel von Verände­
rungen die Herausforderung, sowohl die aktuell wirksamen (Weltmarkt-) 
Zwänge und (territorialen) Imperative, als auch die sich für lokale Akteure 
neu ergebenden Möglichkeiten und Öffnungen zu identifizieren. Eine kriti­
sche Sozialwissenschaft, die beides vermag, kann zur „Produktivkraft“ und 
konkreten Unterstützung für soziale Bewegungen vor Ort beitragen. Der 
regulationstheoretische Ansatz ist in dieser Hinsicht besonders interessant, 
erlaubt er doch, Möglichkeiten „realistischer Utopie“ und Freiheitsgrade nicht 
nur innerhalb, sondern auch jenseits der hegemonialen Modelle auszuloten.

3. Die postfordistische Stadt: realistische Utopien

Ebenso wie ‘Fordismus’ sowohl eine Phase innerhalb der kapitalistischen 
Entwicklung bezeichnet als auch ein analytisches Konzept darstellt, das eine 
Erklärung für diese dominante Prosperitätskonstellation, das „goldene Zeital­
ter“ nach dem Zweiten Weltkrieg anbietet, genauso ist mit ‘Postfordismus’ 
nicht nur die -  in ihren Merkmalen nach wie vor umstrittene -  Phase nach 
dem Fordismus gemeint, sondern auch der Versuch von Regulationstheo-
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retikem, einen neuen Kompromiß zu definieren. Damit ist nicht nur ein 
Funktionsmodus gemeint, bei dem Akkumulationsregime und Regulations­
weisen nicht länger in Widerspruch zueinander stehen, sondern auch Gerech- 
tigkeits- und Nachhaltigkeitsvorstellungen realisiert werden, wie sie bislang 
nur von den Rändern der Gesellschaft her artikuliert werden. Es geht also 
einerseits darum, die Kompatibilitätsgrenzen eines nachfordistischen Regimes 
zu bestimmen, und andererseits darum, Ansatzpunkte für politische und ideo­
logische Auseinandersetzungen zu identifizieren, mit denen die Utopien und 
radikalen Forderungen von sozialen Bewegungen umgesetzt werden könnten.

Die Kompatibilitätsgrenzen der postfordistischen Stadt

Wenn ein bestimmtes gesellschaftliches Entwicklungsmodell erschöpft ist 
(wie es seit den 1980er Jahren vom fordistischen Regime behauptet wird), 
entwickeln sich neue Produktions- und Arbeitsformen sowie neue Arrange­
ments im Verhältnis verschiedener staatlicher Ebenen und nicht-staatlicher 
Akteure innerhalb gewisser Restriktionen, die die Regulationstheorie als 
Kompatibilitätserfordemisse innerhalb eines Akkumulationsregimes identifi­
ziert. Nur Arrangements, die mit der Sozialstruktur, der Makroökonomie und 
den allgemein geltenden Zielen und Normen einer Gesellschaft konsistent 
sind, sind potentiell durchsetzbar. Innerhalb der Regulationstheorie markiert 
also eine gewisse Korrespondenz zwischen Formen der Produktions- und 
Reproduktionsorganisation, politischen Regulationsweisen, und spezifischen 
gesellschaftlichen und kulturellen Normen, die während einer bestimmten 
Ära vorherrschend sind, Perioden einer relativ stabilen Reproduktion eines 
Systems, das jedoch strukturell widersprüchlich und auf Dauer instabil bleibt. 
Um die spezifischen Bruchstellen, entlang derer diese strukturellen Wider­
sprüche immer wieder neu aufbrechen, zu identifizieren, und um die Bedin­
gungen auszumachen, unter denen Opposition gegen historisch spezifische 
Herrschafts- und Diskriminierungsformen möglich wird, muß also das Ter­
rain der gesellschaftlichen und politischen Auseinandersetzungen einigerma­
ßen vertraut sein.
Dies Terrain war während der langen Nachkriegs-Prosperitätsphase durch 
den fordistischen Klassenkompromiß, Tarifverhandlungsstrukturen und key- 
nesianischen Wohlfahrtsstaat strukturiert. Die Grenzen dieser gesellschaftli­
chen Kompromißorganisation wurden spätestens durch die ökologische Krise 
und die sozialen Bewegungen der 70er Jahre artikuliert, die ihrerseits zur 
Krise des Fordismus beitrugen (Hirsch/Roth 1986). Das Terrain postfordisti- 
scher Städte und Regionen weist eine andere Struktur, andere Farben und
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Konsistenzen — und damit auch andere Bruchstellen — auf. Oder, um das 
eingängige Bild von John Holloway anzuwenden (siehe sein Beitrag in die­
sem Band): das aktuelle Spinnennetz ist von anderer Struktur und weist ande­
re Schwachstellen auf als das „fordistische“. Da es Kohärenz und Stabilität 
durch andere Arrangements und Mechanismen herzustellen versucht -  durch 
Dezentralisierung, Vernetzung, und die Ermöglichung gleichzeitiger Koope­
ration und Konkurrenz-, ist es robust und flexibel, wo das alte fragil und starr 
geworden ist. Jedoch bleibt auch dieses „Netz“ strukturell widersprüchlich 
und instabil, und es hat Schwachstellen, an denen es angreifbar ist. Allerdings 
sind dies andere Stellen, als die aus dem „fordistischen Netz“ bekannten.
So hat beispielsweise die subnationale Ebene eine neue strategische Bedeu­
tung für die Regulation des neuen Wachstumsmodells erhalten. Die Dezentra­
lisierung akkumulationsbezogener Funktionen auf die regionale und lokale 
Ebene sowie die Streuung räumlicher Managementaufgaben auf ein Sorti­
ment von privaten und halböffentlichen Institutionen neben den lokal­
staatlichen gewährleisten unter den neuen Bedingungen verschärfter Konkur­
renz zwischen Städten und Regionen eher eine stabile Reproduktion: erstens, 
weil sie differenziertere und flexiblere Anpassungsprozesse erlauben als de­
ren Monopolisierung durch den Staat, und zweitens, weil sie unter den Bedin­
gungen lokaler Fragmentierung die weitestgehende Mobilisierung lokal spe­
zifischen Potentials ermöglichen. Lokale Politiknetze und Verhandlungs­
systeme sind also eine Antwort auf die Grenzen der zentralisierten, hierarchi­
schen, bürokratisch-korporatistischen Strukturen, die für den fordistischen 
Staat charakteristisch waren, und die schließlich hohe Kosten, Ineffizienz und 
Verschwendung verursacht haben. Die neuen Formen wirtschaftspolitischen 
Engagements stellen eine Abkehr vom keynesianischen, zentralstaatlich ge­
lenkten Interventionismus dar, der darauf ausgerichtet war, eine stabile Nach­
frage und Vollbeschäftigung zu erhalten. Die nun betriebene Förderung 
wachstumsversprechender Regionen und Sektoren ist darauf ausgerichtet, 
endogene Ressourcen zu mobilisieren, innovative Entwicklungsprozesse zu 
initiieren, und Kooperationsprozesse zu etablieren. Zwar gelingt in der Tat 
nur wenigen Städten die Herstellung von „starker“ struktureller Wettbewerbs­
fähigkeit (die den Titel der „unternehmerischen Stadt“ rechtfertigen würde, 
vgl. Jessop 1998). Aber die Tatsache, daß Planung und Politik zur Förderung 
neuer Sektoren, neuer Prozesse, und neuer Räume zunehmend an subnationale 
Instanzen übergegangen sind, hat diese gleichzeitig aufgewertet und (von 
nicht-staatlichen Partnern) abhängig gemacht. Beziehungsweise die Tatsa­
che, daß Konkurrenzfähigkeit jetzt davon abhängig ist, mit welcher Effizienz 
lokale Regierung und Partnerschaften die besondere Symbiose lokaler Vor-
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aussetzungen bereitstellen können, steigert die Bedeutung der lokalen Politik 
und erweitert die Bedeutung lokaler Wirtschaftsforderungspolitik: sie schließt 
nun die Bereitstellung von Qualifikationen, Innovationen, Finanzierung und 
Beratung bis hin zu neuen Formen von Sozial- oder auch Kulturpolitik ein. 
Kommunale Regierungen aller politischen Schattierungen geben heute dieser 
Form ökonomischer Entwicklungspolitik den Vorrang, und drängen damit 
ehemals zentrale Funktionen des Lokalstaats, wie die Bereitstellung kollekti­
ver Konsumgüter und wohlfahrtstaatlicher Leistungen, in den Hintergrund. 
Konservative wie progressive Stadtregierungen verfolgen Privatisierungs­
strategien, verstärken ihr Engagement für ökonomische Entwicklung, und 
organisieren diese genauso wie die stärker am Markt orientierte Erbringung 
sozialer Dienstleistungen zunehmend über die neuen Verhandlungs- und 
Implementationsformen, die nicht-staatliche Organisationen mit einbeziehen. 
Die Programme sind dabei durchaus unterschiedlich akzentuiert, und die neu­
en Verhandlungsstrukturen können mehr oder weniger inklusiv sein, mehr 
oder weniger deutlich auf die Interessen von Stadtteilen, Mietern, Umwelt­
oder anderen sozialen Bewegungen reagieren. Vielerorts bereiten nicht nur 
Interessengegensätze zwischen Untemehmen/Investoren und (benachteilig­
ten) Stadtteilen Probleme, sondern auch solche zwischen Stadtteil- und 
Bewegungsinteressen, die in die neuen Verhandlungs- und Implementations­
strukturen aufgenommen wurden, und solchen, die sich außen vor finden. 
Trotz solcher Spaltungen bedeuten die neuen Arrangements jedoch in jedem 
Fall für die Kommunen, daß sie eine aktivere Rolle als in der Vergangenheit 
spielen (können).
Innerhalb dieser skizzierten Kompatibilitätsgrenzen sind also mehr oder we­
niger demokratische, mehr oder weniger nachhaltige Versionen eines nach- 
fordistischen Regulationsmodells möglich. Wegen der zunehmenden Hetero- 
genisierungstendenzen wird die Herstellung von Kohärenz und Stabilität eine 
besonders wichtige Aufgabe, wobei Städten und Regionen neue Bedeutung 
als regulierende Räume zukommt. Nur auf dieser Ebene ist ein aktives Mana­
gement von Konfigurationsprozessen und eine effektive Koordinierung von 
Policy-Instrumenten mit den jeweiligen privaten Akteuren möglich. Das be­
sondere und lokal spezifische Wissen und die je eigenen Ressourcen der 
nicht-staatlichen lokalen Akteure sind von entscheidender Relevanz. Auch 
die Ressourcen und die innovative Kreativität von Bewegungs- und Stadtteil­
gruppen sind gefragt und werden als Teil der lokalen Wirtschaftsentwick­
lungsstrategien eingesetzt. Diese Angewiesenheit der „unternehmerischen 
Stadt“ nicht nur auf private Großinvestoren, sondern auch auf lokale Netz­
werke und Selbsthilfe-Mobilisierungspotential konstituiert für die lokalen
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Bewegungen eine (ambivalente) Gelegenheitsstruktur, denn der lokale Staat 
muß die Funktionsbedingungen und die Eigenlogik der anderen Partnerschafts- 
Akteure zu einem bestimmten Grad respektieren. Hieran anknüpfend sind ad­
äquate politische Strategien zu entwickeln, die die neuen, auf subnationaler 
Ebene zur Verfügung stehenden Institutionen und Strukturen nutzen.

Der Kampf um die demokratische, sozial gerechte, ökologische Stadt

Die im ersten Teil des Aufsatzes skizzierten Wandlungsprozesse in der Stadt­
politik verliefen nicht ohne Reibungen. Sie haben je eigene Protestformen 
und Widerständigkeiten hervorgebracht, die sich teils auf der Basis bereits 
existierender Bewegungsnetzwerke und Organisationen entfalteten, teils neu 
entstanden sind. Die neuen kompetitiven Formen der Stadtentwicklung (1) 
haben sowohl defensive, pragmatische Bewegungen, die bestehende Lebens­
qualität oder Privilegien zu verteidigen suchen (manchmal progressiv, um­
weltbewußt und einschließend, andernorts jedoch nach dem St. Florians-Prin­
zip, fremdenfeindlich und ausschließend), hervorgebracht, als auch politisier­
te und militante Auseinandersetzungen darüber, wem die Stadt gehören soll, 
wie z.B. in Anti-Gentrifizierungs-Kämpfen und in Bewegungen gegen sonsti­
ge Formen von Wachstumspolitik.4 Diese letztgenannten Bewegungen wer­
den oft direkt durch die neuen stadtpolitischen Instrumente und Strategien 
städtischen Umbaus ausgelöst, deren negative Auswirkungen und deren man­
gelnde demokratische Beteiligungsmöglichkeiten sie attackieren. An der zu­
nehmenden Projektepolitik kritisieren sie die räumliche und zeitliche Kon­
zentration, die bewirkt, daß die Effekte nicht der Stadt als ganzer und sämtli­
chen Stadtbewohnern zugute kommen. Protestkampagnen in solchen Zusam­
menhängen werfen also Fragen demokratischer Planung auf, die die städti­
schen Eliten in ihrer Ausrichtung auf interregionale und internationale Kon­
kurrenz gern ausblenden. Darüber hinaus haben sie das Potential, verstreute 
und eher kleinräumig operierende Bewegungsgruppen in breiten Koalitionen 
Zusammenzufuhren, was bspw. in der NOlympia-Kampagne in Berlin 1991- 
93 gelungen ist. Wichtigere Akteure in solchen Kampagnen sind häufig auto­
nome Gruppen, die bewußt auf die Rolle von Image-Politik abzielen: weil 
Image-Politik eine so herausragende Rolle in der globalen städtischen Kon­
kurrenz spielt, versuchen sie, Image-zerstörende Aktionen zu entwerfen, um 
ihre Stadt weniger attraktiv für große Investoren und Spekulanten zu machen. 
Gegen die Trends zunehmender Ausgrenzung und wachsender Ungleichheit 
(2) in der Stadt haben sich sowohl Bewegungen von Betroffenen (neue „poor 
people’s movements“) als auch eine Bandbreite von „advocates“ organisiert,
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die von Kirchen und Wohlfahrtsverbänden über kommunale Bündnisse bis 
hin zu politischen Aktivistengruppen und anti-rassistischen Initiativen rei­
chen (Blum 1996; Stiftung Mitarbeit 1995; Mette und Steinkamp 1997; 
Bartelheimer/von Freyberg 1997).
Da die Ressourcen der neuen Armutsbewegungen primär in ihren Körpern 
und ihrer Zeit bestehen, ist ihre Form des Protests meist spontan und episo­
disch, lokal begrenzt, und disruptiv in der Strategie. Bestenfalls gelingt es, 
mit den disruptiven Taktiken das „business as usual“ der Kommunal Verwal­
tung zu blockieren und die Legitimität der lokalen Regierung in Frage zu 
stellen. Das geschah beispielsweise, als die Obdachlosen in Paris ihr Recht 
auf die Stadt in einer Kampagne „droit au logement“ verteidigten, die in einer 
spektakulären Besetzungsaktion im Dezember 1994 in der Mitte des 6. Arron­
dissement wenige Monate vor der letzten Präsidentenwahl kulminierte (Body- 
Gendrot 1998). Zumeist jedoch konfrontieren diese neuen Armutsbewegungen 
einen zunehmend unzugänglichen und eher strafenden Staat. Nur unter sel­
tensten Bedingungen gelingt es ihnen, im Prozeß des Widerstands gegen die 
Vertreibungsmaßnahmen, mit der Errichtung von Zeltstädten, der Organisie­
rung öffentlicher Foren und der Auseinandersetzungen mit den politischen 
Repräsentanten, Solidarität, politisches Bewußtsein, und eine organisatori­
sche Infrastruktur zu entwickeln (vgl. Wagner 1993).
Wo politische Unterstützergruppen, die über mehr Ressourcen verfugen, sich 
der Probleme der Obdachlosen annehmen, oder wo professionelle Aktivisten­
gruppen ihre Ressourcen solchen Organisationen zur Verfügung stellen, wie 
bspw. die Pariser Gruppen Comité des mal-logés und Association Droit au 
Logement, können dauerhafte und effektive Mobilisierungen erreicht werden 
(vgl. Péchu 1996). Auch autonome Bewegungen und antirassistische Initiati­
ven skandalisieren die Produktion der neuen Armut und Obdachlosigkeit 
(während sie gleichzeitig auch gegen ihre eigene Vertreibung aus den besetz­
ten Häusern und „befreiten“ Gebieten der Stadtzentren mobilisieren). Anti­
rassistische Initiativen haben sich in letzter Zeit (endlich auch) in Deutsch­
land gebildet — in Reaktion auf die zunehmenden Polizei-Razzien, die zur 
‘Säuberung’ der Innenstadt-Zitadellen von Immigranten und Armen durchge- 
fuhrt werden. Beispielsweise hat der Berliner Senat 14 Gebiete zu „Gefahren­
zonen“ deklariert, von wo „verdächtig aussehende“ Personen ohne weiteren 
Grund entfernt werden können. Gegen solche Praktiken haben die neu gebil­
deten Initiativen Protestdemonstrationen, Rechtshilfe, und Öffentlichkeit or­
ganisiert. Im Juni 1997 und im Juni 1998 fanden in einer Reihe von Städten 
der BRD und der Schweiz „Innenstadt-Aktionswochen“ statt, mit denen ein 
breiteres öffentliches Bewußtsein über diese weitverbreiteten Vertreibungs-
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Praktiken hergestellt und öffentlicher Druck dagegen intensiviert wurde 
(Küppers 1998; diskus 1998; Rada 1997; Rübsam 1997).
Die neuen Arbeitsmarktbedingungen und der Wechsel von sozialen Wohl­
fahrtspolitiken zu eher strafenden „workfare“-Politiken haben die städtischen 
Bewegungsszenen auf eine weitere, signifikante Weise beeinflußt. Nicht nur 
sind neue Organisationen von und für Obdachlose entstanden, auch die An­
zahl und Art von Institutionen und Projekten, die die Marginalisierten „bedie­
nen“, haben sich vervielfacht, viele davon im Rahmen von Kommunal­
programmen, die die Reformenergie von Stadtteil- und Bewegungsgruppen 
nutzen. In ihrer Arbeit suchen sie nicht nur die Desintegrationsprozesse, de­
nen gegenüber traditionelle staatliche Programme hilflos sind, auszubalancie­
ren oder zumindest abzumildem; häufig entwickeln sie auch innovative Stra­
tegien, die direkt auf die neuen gesellschaftlichen Spaltungen reagieren. Bei­
spiele sind Stadtteilgruppen in amerikanischen Großstädten, die ihre Ziel­
gruppe (schwer vermittelbare junge Immigranten) für Arbeitsplätze im wach­
senden informellen Sektor als Tagelöhner, qualifizieren (Hopkins 1995, S. 
41,56), genauso wie deutsche freie Träger wie z.B. L.I.S.T./Zukunft Bauen in 
Berlin, die Arbeitsmarktrealitäten und soziale Zielsetzungen z.B. über Berufs­
hilfebetriebe in der Gastronomie und Sanierung verbinden (Zukunft Bauen 
1994, S. 12). Andere Organisationen betreuen Tauschringe, unterhalten Stadt­
teilbetriebe, und initiieren Beschäftigungsgesellschaften (v.a. für personen­
nahe Dienste),5 wieder andere befördern Existenzgründungen „in ungewöhn­
lichen Tätigkeitsfeldern“.6 „Hilfe zur Arbeit“-Programme fuhren seit einigen 
Jahren in immer mehr deutschen Städten nicht nur Privatuntemehmen, son­
dern auch Service-Gesellschaften und freien Trägem vermittelbare Sozialhil- 
feempfanger als Arbeitskräfte für einen expandierenden „sozialwirtschaft­
lichen“ Bereich zu.
In Nordamerika kommen vergleichbare „Hilfe zur Arbeit“-Programme auf 
breiterer Basis zur Anwendung. Stadtteil- und andere nonprofit-Organisatio- 
nen7 schulen Sozialhilfeempfanger für Jobs, die in der lokalen Ökonomie 
nachgefragt werden. Bisweilen werden die staatlichen Workfare-Programme 
auch offensiv von „Bewegungs-Unternehmen“ eingesetzt. So bietet zum Bei­
spiel Chic Resto-Pop, ein Community-Restaurant/Gemeinnütziger Verein in 
Montreal, das 1984 von zwölf Sozialhilfeempfangem gegründet wurde, 
Arbeits- und Ausbildungsplätze für sozial schwache Stadtteilbewohner sowie 
preiswerte Mahlzeiten (800 täglich) an. Dieser Gruppe gelingt es, gleichzeitig 
den Staat herauszufordem, während sie sein ‘workfare’-Programm für die 
eigenen Ziele, Solidarität und „empowerment“ zu schaffen, nutzt. Zwar sind 
die (im Juni 1998 waren es 93) Auszubildenden in das staatliche „workfare“-
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Programm eingebunden, gleichzeitig mobilisiert die Organisation jedoch auf 
lokaler Ebene und fordert eine Reform eben dieses Programms, damit mehr 
lokale Kontrolle bei weitergehender staatlicher Unterstützung für die lokal 
entstehende ‘Gemeinwirtschaft’ möglich wird. Allerdings haben die meisten 
Projekte dieser Art kaum ein Bewußtsein davon, daß die offizielle Politik 
zunehmend von Stadtteilgruppen, Vereinen und anderen NGOs erwartet, daß 
sie staatliche Dienstleistungs- und Sozialprogramme ersetzen und als Repara­
tur-Netzwerk für die ökonomischen und politischen Desintegrationsprozesse, 
die der Globalisierungsprozeß ausgelöst hat, fungieren.
Wie die letzten Beispiele bereits zeigen, haben die Bewegungen in der Stadt 
auch auf die Öffnungen des lokalpolitischen Systems (3) reagiert. Die Strate­
gie vieler Kommunen, auch vormalige Bewegungsinitiativen oder andere 
Dritt-Sektor-Organisationen bei der Entwicklung und Implementierung von 
(alternativen) Dienstleistungen, in der Wohnungsversorgung oder Wirtschafts­
entwicklung einzusetzen, trug zur Verstetigung vieler Bewegungsaktivitäten 
und zur Stabilisierung der Bewegungsinfrastruktur bei. Andererseits hat diese 
Ausweitung zu neuen Konflikten und Antagonismen innerhalb des Bewe­
gungssektors geführt. Vor allem seit sich diese Organisationen selbst mit 
massiven Kürzungen und der Umorientierung staatlicher Programme in Rich­
tung Arbeitsmarktflexibilisierung konfrontiert sehen, hat sich die Konkurrenz 
um Fördermittel verschärft; private Lobby-Strategien, um Arbeitsplätze und 
Zuwendungen zu sichern, ersetzen häufig die Herstellung von öffentlichem 
Druck und damit die Präsenz im öffentlichen Diskurs der Gesellschaft. Au­
ßerdem finden sich nicht wenige der alternativen Sanierungsträger oder 
Stadtteilentwicklungsorganisationen, die Wohnraum für untere Einkommens­
gruppen oder Beschäftigungsmöglichkeiten für Problemgruppen des Arbeits­
markts bereitstellen, zunehmend kritisiert und häufig sogar attackiert von 
anderen Bewegungsakteuren, die die Kriterien der Wartelisten nicht erfüllen 
oder die lieber Häuser besetzen.
Wenn die in Revitalisierungs- und Beschäftigungsprogramme oder sonstige 
Partnerschaftsarrangements einbezogenen Organisationen nicht, wie Chic 
Resto Pop, auf die Durchsetzung ihrer eigenen Ziele achten, wird ihre Energie 
leicht mit dem Verwalten der Beschäftigungs- und Wohnungsprobleme von 
Gruppen aufgebraucht, deren Marginalisierung über die normalen Vertei­
lungsmechanismen des Arbeits- und Wohnungsmarkts ansonsten den gesell­
schaftlichen Zusammenhalt der Stadt bedrohen könnte.
Insgesamt jedoch erhöht die wachsende Angewiesenheit kommunaler Ver­
waltungen auf solche (ehemaligen) Bewegungsorganisationen, um die kom­
plexer werdenden Widersprüche in der heutigen Stadt kleinzuarbeiten, die
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Chancen fur Bewegungspolitik. In dem Maß wie diese Angewiesenheit mitt­
lerweile in verschiedenen Formen routinemäßiger Kooperation zwischen 
Lokalstaat und Bewegungsorganisationen (v.a. in den Bereichen Stadtteil­
entwicklung, klientennahe Dienstleistungen, Frauenzentren etc.) einen insti­
tutionalisierten Ausdruck gefunden hat, beginnen diese neuen Partnerschafts­
strukturen auch, die Interaktion zwischen Lokalstaat und den anderen Bewe­
gungen (gegen die neuen Formen von Stadtentwicklung, gegen neue Formen 
der Ausgrenzung und Armut) zu beeinflussen. Schwindende Steuerungs­
ressourcen und -kompetenzen des lokalen Staats erhöhen den Druck auf die 
lokalen politischen Eliten, mit Bewegungsvertretem innerhalb der neu ge­
schaffenen Kanäle und intermediären Strukturen zu verhandeln, die durch die 
Routinisierung alternativer Bewegungsarbeit im Kontext kommunaler (Be- 
schäftigungs- und Revitalisierungs-) Programme geschaffen wurden. So kön­
nen auch die Bewegungen, die heute den Gebrauchswert der Stadt einklagen, 
von der neuen intermediären Kultur und den Institutionen innovativer Ver­
handlungssysteme, runder Tische und neuen Foren profitieren. Allerdings 
sind diese neuen Verhandlungsstrukturen genauso für weniger progressive, 
ff emdenfeindliche und anti-soziale Bewegungen offen!
Diese neuen Kooperationsformen produzieren aber auch, vor allem in sog. 
Stadtteilen „mit besonderem Emeuerungsbedarf“ (vgl. Froessler u.a., 1994, 
Lang 1994) immer stärkere Ähnlichkeiten mit der Situation in sog. Entwick­
lungsländern. In beiden Fällen erscheinen nicht-staatliche Gruppen (NGOs) 
geeigneter als staatliche Behörden, um gesellschaftliche Desintegrations­
prozesse auszubalancieren bzw. zu mildem. In beiden Fällen wird im Ver­
such, soziale Zielsetzungen mit Arbeitsbeschaffung zu kombinieren, zuneh­
mend auf den informellen Sektor gesetzt bzw. wird mit Mikro-Finanz-Arran­
gements eine neue Form von Gemeinwirtschaft zu etablieren versucht.
In beiden Fällen ist viel von „empowerment“ und anderer Fortschrittsrhetorik 
die Rede, obwohl die jeweiligen NGOs ausgesprochen funktional sind für die 
neoliberale Deregulierung kollektiver Wohlfahrt und sozialer Sicherung und 
die Privatisierung sozialer und ökologischer Probleme.

4. Aufgabe kritischer Stadtforschung

Das entstehende postfordistische Regime mit seinen subnationalen Regula­
tionsweisen mag zwar erneut zeitweise Stabilität garantieren, aber es produ­
ziert diese um den Preis enormer gesellschaftlicher Desintegration. Die durch 
die Vorherrschaft des Markts ausgelösten Polarisierungsprozesse, die politi-
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sehe Betonung von ökonomischer Innovation und Konkurrenz, und die Unter­
ordnung sozialer Programme unter ökonomische Prioritäten tendieren alle­
samt dazu, gesellschaftliche Spaltungsprozesse zu vertiefen und die Integrität 
der Zivilgesellschaft zu bedrohen (und damit langfristig auch die wirtschaftli­
che Stabilität zu gefährden).
Vor dem Hintergrund dieser Tendenz zu polarisierten Klassenverhältnissen 
und zu fragmentierten lokalen und regionalen Lebensbedingungen wird es 
zentrale Aufgabe von progressiven lokalen Handlungsträgern, Druck auf das 
lokale politische System auszuüben, damit Pläne entwickelt werden, die so­
zialer Segregation und Marginalisierung entgegenwirken, und die Ressourcen 
großer Investoren dort, wo sie sich engagieren, dazu eingesetzt werden, loka­
le soziale und umweltorientierte Bedürfnisse zu befriedigen.
Die kritische Stadtforschung kann Entwicklungstrends identifizieren und Brü­
che und Schwachstellen im „Spinnennetz“ identifizieren. Wenn die neuen 
lokal/globalen Bedingungen präzise bestimmt sind, können die „Fliegen“ ge­
zielt agieren anstatt blind um sich schlagen. Letzteres wird zwar gerne als 
heroischer Widerstand gefeiert, ist aber meist ineffektiv.
Darüber hinaus kann die kritische Stadtforschung den lokalen Bewegungen 
und NGOs auch einen kritischen Spiegel Vorhalten: sie kann und sollte die 
neuen Abhängigkeiten der Bewegungen von Staat und Markt transparent 
machen, um Ambivalenzen und veränderte Möglichkeiten aufzuzeigen. Und 
schließlich kann die kritische Stadtforschung dazu beitragen, die gesellschaft­
liche Polarisierung zu politisieren und die neuen Ausgrenzungs- und Dis­
kriminierungsprozesse zu skandalieren. Kampagnen wie die Innenstadt- 
Aktionswoche, die stark vom Input kritischer Stadtforschung zehrte, demon­
strieren, wie produktiv eine solche Zusammenarbeit sein kann. Letztlich wird 
es mehr und mehr darum gehen, die verfügbaren Mittel und die Stabilität der 
ressourcenreichen Bewegungen (der Umwelt- und anderer in den Mittelklas­
sen verankerten Bewegungen) für die Unterstützung von Armutsbewegungen 
zu nutzen, und die neuen Ausgrenzungs- und Diskriminierungsmechanismen 
zu attackieren und zu begrenzen.
Die regulationstheoretische Analyse legt nahe, daß dies nur dann Aussicht auf 
Erfolg haben wird, wenn Bewegungen sich trotz ihrer zunächst lokalen Aus­
richtung gleichzeitig internationalisieren, d.h. Verbindungen herstellen mit 
ähnlichen Bewegungen in anderen Ländern, mit denen die globale Bewegung 
des Kapitals sie bereits effektiv ‘verbunden’ hat. Genauso wie Kommunen in 
den letzten Jahren in Reaktion auf globalen Wettbewerb und die Erosion des 
Nationalstaats internationale Strategien entwickelt haben, müssen lokale Be­
wegungen internationale Strategien entwickeln und sich an die politischen
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Institutionen wenden, die ‘über’ den nationalen am Entstehen sind, und von 
ihnen jene Garantien einfordem, die vorher dem Nationalstaat abgerungen 
wurden.

Anmerkungen

1) Erarbeitet wurde dieser Ansatz im Zusammenhang einer Reihe von Kolloquien, an 
denen v.a. auch Helmut Brede und Peter Marcuse in der ersten Hälfte der 1980er 
Jahre teilnahmen.

2) Die kritische Stadtforschung hat sich bislang intensiver mit sozialstrukturellen 
und ökonomischen Aspekten der Stadtentwicklung im Kontext globaler Restruk­
turierung bzw. in der Folge der Fordismuskrise auseinandergesetzt als mit deren 
Folgen für die lokale Politik (vgl. Prokla „StadTRaum“, 27:4, Dezember 1997).

3) Brenner 1997, 551. So kontrastiert Brenner die 60er Jahre, als interne Peripherien 
und ländliche Regionen im Vordergrund der (westdeutschen zentralstaatlichen 
Raumplanung standen und es um eine möglichst gleichmäßige Verteilung des 
Surplus über das nationale Territorium ging, mit der in den 70er Jahren beginnen­
den Phase, in der staatliche Planungspolitik sich zunehmend auf endogene städ­
tisch-regionale Wachstumspotentiale bezieht. Dieser Planungspolitik entsprechend 
begannen sich unternehmerische Formen lokaler und regionaler „govemance“ 
auszubilden, die sich auf die Förderung endogener städtisch-regionaler Entwick­
lung konzentrieren und weder auf das ländliche Hinterland noch auf makroökono­
mische Steuerungsversuche des Zentralstaats Bezug nehmen. Dieser Zusammen­
hang beförderte auch eine Wandlung in der Stadtplanung weg von der Flächen­
sanierung hin zu kleinteiligen und flexiblen Strategien, welche mehr und mehr von 
parastaatlichen Institutionen organisiert und ausgeführt werden. Brenners Untersu­
chung zeigt, daß es dabei keineswegs um eine Auslöschung der nationalen Ebene, 
sondern um eine Reartikulation und Reterritorialisierung von relevanten politischen 
Entscheidungen und Prozessen auf sub- und supranationale Ebenen geht.

4) Die defensiven Mobilisierungen, die die angestammte Umgebung verteidigen, um­
fassen ein breites Spektrum: von Mobilisierungen gegen Straßenbaupläne, gegen 
Durchgangsverkehr oder gegen umweltverschmutzende Industrien am einen Ende 
des Spektrums, wo inzwischen mehr und mehr Gruppen und Organisationen in 
Lokale Agenda 21-Kampagnen eingebaut und dadurch breiter vernetzt werden, 
bis hin zu solchen, die eher für privatistische und ausschließende Interessen mobi­
lisieren. Anti-Gentrifizierungs-Kämpfe finden vor allem in Großstädten wie New  
York, Paris, Amsterdam und Berlin statt. Am bekanntesten wurden die um den 
Tompkins Square Park auf der Lower East Side Manhattans Anfang der 90er Jahre 
geführten Auseinandersetzungen, die von Neil Smith (1996) beschrieben wurden. 
Sog. ‘slow growth’ oder ‘no growth’-Bewegungen sind im „sprawl“ von Los 
Angeles genauso wie in den neuen Peripherien von Washington D.C. entstanden
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(vgl. Sambale 1994; die Serie „Growing Pains“ in der Washington Post vom 
Herbst 1996/Frühjahr 1997).

5) z.B. das Kommunale Forum Wedding, siehe taz 9.3.1998, S.22: „Vom roten zum 
sozialen Wedding. Am Wochenende präsentierte sich das Kommunale Forum 
Wedding als innovativer Ideengeber und Moderator sozialer Netzwerke“.

6) Z.B. Workstation e.V., ein Berliner Projekt der WochenKlausur: initiiert von ei­
ner Wiener Künstlergruppe, die seit 1993 die institutionellen Möglichkeiten der 
Kunst nutzt und ihr Potential zur Verbesserung und Veränderung der Lebensbe­
dingungen Benachteiligter einsetzt. Sie will auf Einladung der Neuen Gesellschaft 
für Bildende Kunst und des Kunstamt Kreuzberg in Zusammenarbeit mit Erwerbs­
losen offensiv neue, maßgeschneiderte Arbeitsplätze entwickeln (WochenKlausur, 
Workstation, 1996, 15).

7) Wie z.B. die Women’s Housing and Economic Development Corp., Common 
Ground Community, oder Wildcat Service Corporation in New York City, siehe 
Finder 1998
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